
            24. Juni 2016 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Freundinnen und Freunde, 

eine schicksalshafte Entscheidung für Großbritannien 

und die Europäische Union liegt hinter uns. Die Mehr-

heit der Briten hat sich für einen „BREXIT“ ausgespro-

chen. Ein schwarzer Tag für Europa! Die Tragweite der 

wirtschaftlichen und politischen Folgen für die Euro-

päische Union und vor allem für Großbritannien 

selbst, sind derzeit noch nicht abzusehen. Kommen-

den Dienstag wird der Bundestag in einer Sondersit-

zung ausführlich darüber debattieren.  

Im Plenum des Deutschen Bundestages habe ich mich 

für die Verlängerung des Engagements der Bundes-

wehr im Kosovo ausgesprochen. Aber haben Sie sich 

auch schon einmal gefragt, warum wir so oft zu Aus-

landseinsätzen der Bundeswehr debattieren? Das 

möchte ich Ihnen in dieser Post aus Berlin erklären. 

Die Bundestagswahl 2017 wirft ihren Schatten vo-

raus. Bald beginnen in den Wahlkreisen die Nominie-

rungen der Kandidaten. Ich stehe bereit, meine Arbeit 

für die Menschen in München, Bayern und Deutsch-

land weiterzuführen! Der Bezirksverband der Frauen 

Union München hat mir für meine erneute Bundes-

tagskandidatur volle Rückendeckung gegeben! Es 

freut mich auch sehr, dass mich mein Heimatortsver-

band, die CSU Aubing, ebenfalls einstimmig nominiert 

hat. (Bericht des Münchner Wochenanzeigers) 

Am Sonntag heißt es wieder Daumen drücken für un-

sere deutsche Nationalmannschaft im Achtelfinale 

gegen die Slowakei. 

Herzliche Grüße und ein schönes,  

hoffentlich sonniges Wochenende! 

Ihre 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Julia Obermeier 

Mitglied des Deutschen Bundestages 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Neues aus dem Netz 

http://www.wochenanzeiger-muenchen.de/aubing-freiham/politik+%26+wirtschaft/nachrichten/Frau+soll+Profil+sch%C3%A4rfen,81532.html
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Karte vom Einsatzgebiet KFOR (Quelle: Bundeswehr) 

 

Meine Rede finden Sie hier: http://bit.ly/28Or7Zv  

 

Julia Obermeier MdB besuchte eine Berufsschule in 

Pristina in der mit Unterstützung aus Deutschland Kfz-

Mechaniker ausgebildet werden. 

 

 

KFOR-Truppen als der Garant für Sicherheit im Kosovo  

 

 

 

 

 

„Derzeit findet die Fußball-Europameister-

schaft statt. Mit 24 Mannschaften nahmen 

diesmal mehr Länder teil als bisher. Dennoch 

sucht man die kosovarische Nationalmann-

schaft vergeblich auf dem Spielplan. Die Nati-

onalelf des jüngsten europäischen Staats hat 

erst vor wenigen Wochen, am 3. Juni, ihr ers-

tes Länderspiel absolviert. Der lange Weg des 

Kosovo in die Normalität, in die internatio-

nale Gemeinschaft, spiegelt sich auch im Fuß-

ball wider“, so Obermeier. 

Deutschland begleitet den europäischen 

Nachbarn auf diesem Weg auf vielfältige 

Weise: diplomatisch, entwicklungspolitisch 

und sicherheitspolitisch. 

„Wie nötig diese Unterstützung ist, ist mir 

auch bei meiner jüngsten Reise, die ich mit 

unserem Bundesentwicklungsminister Gerd 

Müller nach Kosovo unternehmen durfte, 

deutlich geworden. Die Reise bot uns auch die 

Gelegenheit zu Gesprächen mit unseren deut-

schen Soldatinnen und Soldaten der KFOR-

Truppe. Sie beschrieben die Lage als weitge-

hend ruhig – jedoch als schwer berechenbar.“  

Die Bundeswehr trage zusammen mit ihren in-

ternationalen Partnern maßgeblich zur Nor-

malisierung und Stabilität vor Ort bei. Auf Kri-

sensituationen könne schnell reagiert werden. 

Weil sich die Sicherheitslage insgesamt ver-

bessert habe, unterstützt Deutschland das 

neue Konzept zur flexibleren Anpassung der 

Truppenstärke. Konsequenterweise werde die 

Mandatsobergrenze von 1.850 auf 1.350 ge-

senkt. „Die Präsenz der KFOR-Truppen ist je-

doch weiterhin der Garant für die Sicherheit 

im Kosovo!“ 

 

 

 

 

 

 

Obermeier betonte die Bedeutung des militä-

rischen Beitrags: „Nur in einem sicheren Um-

feld sind politische Fortschritte und Entwick-

lung möglich. Und diese braucht der kleinste 

Balkanstaat dringend. Der wirtschaftliche 

Wiederaufbau, die Bekämpfung der Arbeits-

losigkeit, auch durch Bildung und Ausbildung, 

sind wichtige Ansatzpunkte der deutschen 

Entwicklungszusammenarbeit. In Pristina 

werden mit deutscher Hilfe Kfz-Mechaniker 

ausgebildet. Der Besuch in der Berufsschule 

hat uns gezeigt: Hier erhalten junge Kosova-

ren Perspektiven für eine Zukunft in ihrer Hei-

mat!“ 

  

http://bit.ly/28Or7Zv
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Nicht ohne das Parlament: Auslandseinsätze der Bundeswehr

Haben Sie sich auch schon einmal ge-

fragt, warum wir im Deutschen Bundes-

tag so oft Auslandseinsätze der Bundes-

wehr beraten? 

Über die Hälfte meiner 41 Reden im Ple-

num des Bundestages widmeten sich die-

ser Thematik. Wie Sie auf Seite 2 lesen 

konnten habe ich mich zuletzt für die 

Fortsetzung des Engagements der Bun-

deswehr an der Stabilisierungsmission im 

Kosovo ausgesprochen. 

Die Bundeswehr beteiligt sich aktuell an 

16 Auslandseinsätzen mit 3.668 Solda-

tinnen und Soldaten. Sie schützen, unter-

stützen, bilden aus, beraten und helfen – 

fern ihrer Heimat, ob in Mali oder im Mit-

telmeer, ob in Afghanistan oder am Horn 

von Afrika.  

Das war nicht immer so: Bis zum Ende des 

Kalten Krieges waren Bundeswehrange-

hörige nur vereinzelt im Ausland statio-

niert – und dies fast ausschließlich, um 

sich an humanitären Hilfsaktionen zu be-

teiligen. In ihrer ersten Mission 1960 half 

die Bundeswehr beispielsweise im marok-

kanischen Agadir bei der Versorgung von 

verletzten Erdbebenopfern. Die Bundes-

wehr war lange eine reine Verteidigungs-

armee. 

Heute ist die Bundeswehr eine Einsatzar-

mee, die als ein Instrument der deut-

schen Sicherheitspolitik genutzt wird, um 

für Frieden und Sicherheit in der Welt ein-

zutreten. Allerdings unterliegen bewaff-

nete Auslandseinsätze dem so genannten 

„Parlamentsvorbehalt“. Das heißt, bevor 

deutsche Truppen im Ausland stationiert 

werden, muss der Deutsche Bundestag zu-

stimmen. Daher stellt die Bundesregierung 

für jeden Bundeswehreinsatz einen ent-

sprechenden Antrag an das Parlament. In 

dem Antrag werden wichtige Punkte fest-

gelegt: das Einsatzgebiet, die rechtlichen 

Grundlagen des Einsatzes, die Höchstzahl 

der Soldaten, die Fähigkeiten der Streit-

kräfte, die geplante Dauer des Einsatzes 

sowie dessen voraussichtliche Kosten und 

Finanzierung. 

Der Antrag wird in den Ausschüssen, allen 

voran vom Auswärtigen Ausschuss und 

dem Verteidigungsausschuss, diskutiert 

und vom Parlament in mehreren Lesungen 

– meist an zwei Terminen – beraten. Abge-

ordnete aller im Deutschen Bundestag ver-

tretenen Parteien kommen hier in Reden zu 

Wort. Anschließend wird über den Einsatz 

entschieden. In der Regel wird namentlich 

abgestimmt. So wird festgehalten, ob die 

einzelnen Bundestagsabgeordneten für o-

der gegen den Einsatz gestimmt haben. 

Sprechen sich die Abgeordneten mehrheit-

lich für einen Einsatz aus, wird ein Mandat 

erteilt. Dieses Mandat darf nicht mehr als 

zwölf Monate umfassen. Nach Ablauf die-

ser Zeit muss erneut ein Antrag für den 

Auslandseinsatz vom Parlament gebilligt 

werden.  

Die Bundeswehr wird deshalb auch als 

Parlamentsarmee bezeichnet!  
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Reform der Schenkungs- und Erbschaftsteuer 
Arbeitsplätze und Familienunternehmen müssen erhalten bleiben! 

Julia Obermeier MdB: „Kein Ar-

beitsplatz und kein mittelständi-

sches Familienunternehmen darf 

aufgrund der Erbschaftssteuer in 

Deutschland verloren gehen!“ 

Die große Koalition hat eine Einigung bei der 

Erbschaft- und Schenkungsteuer erzielt. Die 

CSU-Landesgruppe hat sich besonders dafür 

eingesetzt, dass Unternehmen auch nach ei-

nem Eigentümerwechsel fortgeführt und Ar-

beitsplätze erhalten werden. Dies ist ein gro-

ßer Erfolg für unsere mittelständisch geprägte 

deutsche bzw. bayerische Wirtschaft. 

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 

17. Dezember 2015 hat eine Neuregelung des 

Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerrechtes 

notwendig gemacht. 

Die Einigung hierzu hat aufgrund der völlig un-

terschiedlichen Vorstellungen von Union und 

SPD länger gedauert. Wir wollten einen mög-

lichst minimalen Eingriff in das bestehende 

Gesetz. Das Verfassungsgericht hat nämlich im 

Kern bestätigt, dass es gerechtfertigt ist, Be-

triebsvermögen zu begünstigen, wenn im Ge-

genzug der Betrieb auch fortgeführt wird. Dem 

Koalitionspartner SPD hingegen ging es bei 

der Reform in erster Linie darum, die Einnah-

men aus der Erbschaftssteuer zu erhöhen. 

Das sieht die Neuregelung vor: 

Die meisten Änderungen ergeben sich für 

große Unternehmen mit einem Wert von 

über 26 Millionen Euro. Hier hat uns das Bun-

desverfassungsgericht angemahnt, stärker zu 

beurteilen, ob es einer Begünstigung tatsäch-

lich bedarf. Künftig wird bei einer Bedarfsprü-

fung das Privatvermögen des Erwerbers zur 

Hälfte miteinbezogen. Wer diesen Einblick ins 

Privatvermögen nicht gewähren will, kann 

stattdessen einen pauschalen Abschlag wäh-

len. Dieser Abschlag wird mit steigendem Wert 

abgeschmolzen. Die Grenze liegt bei 90 Millio-

nen Euro Unternehmenswert.  

Kleine und mittlere Betriebe 
werden weiterhin geschont 

Die bisherigen Verschonungsregelungen für 

kleine und mittlere Unternehmen werden er-

halten bleiben. Jedoch mussten aufgrund der 

Auflage der Verfassungsgerichtsentscheidung 

die Voraussetzungen teilweise verschärft wer-

den. So war zum Beispiel die bisherige Aus-

nahme für Kleinbetriebe, hinsichtlich der 

Nachweispflicht zum Arbeitsplatzerhalt, zu 

weitgehend. Betriebe bis zu fünf Mitarbeitern 

sind aber weiterhin von den bürokratischen 

Nachweispflichten befreit. Das ist ganz beson-

ders für unsere Handwerksbetriebe wichtig! 

Bei familiengeführten Betrieben mussten wir 

auf die besonderen Strukturen achten. Bei 

diesen Betrieben sind die Gesellschafter meist 

vertraglich stark eingeschränkt, in der Gewinn-

verwendung und in der Handelbarkeit der An-

teile. Die Unternehmensbeteiligung hat wegen 

der Beschränkungen im Handel faktisch nicht 

den Wert, der ihr nominell zukommt. Denn bei 

einem erzwungenen Verkauf könnte dieser 

Wert nicht erzielt werden. Dem tragen wir 

durch einen pauschalen Abschlag von bis zu 

30 Prozent Rechnung. Die genaue Höhe hängt 

davon ab, wie stark der Gesellschafter einge-

schränkt ist. 

Julia Obermeier MdB: „Wir ändern nur, wozu 

wir durch das Verfassungsgericht gezwungen 

sind. Wir haben durchgesetzt, dass es keine 

Generalrevision der Erbschaftsteuer gibt.“  



 

5     Post aus Berlin | 24.06.16 

 

Die Gute Nachricht 

Beschäftigungsrekord erwartet 

Die Zahl der Beschäftigten 

soll nach Prognosen des 

Deutschen Industrie- und 

Handelskammertages (DIHK) 

in diesem Jahr zum elften 

Mal in Folge steigen und da-

mit den höchsten Stand seit 

Bestehen der Bundesrepub-

lik erreichen.  

Grund dafür ist die hohe Binnennachfrage. 

130.000 zusätzliche Arbeitsplätze schaffen 

dabei vor allem unternehmensbezogene 

Dienstleister wie etwa Forschungseinrichtun-

gen, Architekturbüros oder Rechts- und Steu-

erberatungen. Unternehmen aus Handel, Ver-

kehr und Gastgewerbe planen 120.000 neue  

 

 

 

Stellen, ebenso Gesundheits- und Bildungs-

dienstleister wie ambulante Pflegedienste o-

der Sprachschulen. Im Baugewerbe rechnet 

man bei 35.000 neuen Ar-

beitsplätzen mit dem 

stärksten Zuwachs seit vier 

Jahren.  

Auch in der Industrie 

(25.000), bei sonstigen 

Dienstleister (25.000) so-

wie Unternehmen der In-

formations- und Kommunikationsbranche 

(15.000) rechnet man mit Neueinstellungen.  

Problematisch für viele Branchen ist der Fach-

kräftemangel, ohne den der Personalaufbau 

sogar noch stärker ausfallen könnte. 

(Quelle: Deutscher Industrie- und Handels-

kammertag) 

 

Mobile Bürgersprechstunde 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Großer Andrang und viel Gesprächsbedarf bei 

meiner Bürgersprechstunde vor Ort. 

Ich freue mich auf die kommenden 

Begegnungen! 
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Hier erreichen Sie mich 

Meine Website: 

www.julia-obermeier.de  

______________________________________ 

Folgen Sie mir auf Twitter: 

@Julia_Obermeier 
______________________________________ 

 Auf Facebook:  

Julia Obermeier 
______________________________________ 

Schreiben Sie mir eine E-Mail: 

 julia.obermeier@bundestag.de 
______________________________________ 

 

 

 

Julia Obermeier vor Ort 
27.06.2016 – ab 11.00 Uhr Mobiles Bürgerbüro „Wo drückt der Schuh? - Julia Obermeier 

hört zu“, am Laimer Würfel 

28.06.2015 Sondersitzung des Deutschen Bundestages 

30.06.2016 – 19.00 Uhr Debattenabend „Migration, Asyl, Integration, Leitkultur mit 

Thomas Kreuzer MdL“, Bayerischer Landtag 

01.07.2016 – ab 11.00 Uhr Mobiles Bürgerbüro „Wo drückt der Schuh? - Julia Obermeier 

hört zu“, am Gärtnerplatz 

 

PS: Sie können den Erhalt des Newsletters „Post aus Berlin“ jederzeit mit Wirkung für die  

Zukunft abbestellen, per E-Mail julia.obermeier@bundestag.de, telefonisch Tel.: 030/227 77188, 

per Fax: 030/227 70189 oder postalisch an: Julia Obermeier MdB, Platz der Republik 1, 11011 Berlin 

 

Gerne bin ich für Sie da! 

Bürgerbüro Julia Obermeier MdB 

Ranertstraße 8 

81249 München 

Bitte vereinbaren Sie einen Termin: 

Tel: 089/ 893 990 99 

Fax: 089/ 893 991 00 

julia.obermeier.wk@bundestag.de 

http://www.julia-obermeier.de/
https://twitter.com/Julia_Obermeier
https://www.facebook.com/obermeier.julia?fref=ts
mailto:julia.obermeier@bundestag.de

